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263. | Von dieser Summe erhielten: 
| Der Ortsschulrat für Schulgelder ar- 
Notstandsaktion. mer Kinder . 3 ; . 1000 K. 


Das Kinderheim in der Seminaryjska 
an Mietzins für die Zeit vom 1. August 
bis 31. Oktober . & Š 2512855; 


In der Zeit vom 15. August bis 15. September 
1916 verteilte das Kreiskommando 3675 Kronen. 


Verschiedene Arme mit besonderer 
Berücksichtigung der Personen aus der 
verarmten Intelligenz 

Verschiedene Armeim Kreise Kielce . 


2100 K. 


264. 


Wertverhältnis des landesüblichen Geldes. 
Zu A. O. K. Befehl Op. 113098. 


Auf Grund M. G. G. Befehl J. N2 18023 wird 
am 1. September 1916 das Wertverhältnis des 
landesüblichen Geldes wie folgt festgesetzt: 

1 Rubel in Silber, Nickel, Bronzemünzen oder 
Papier = 2 Kr. 75 h. 

1 Rubel in Silber, Nickel, Bronzemünzen oder 
Papier = 1 M. 90 Pi 


265. 


Verordnung des k. u. k. Militär-General- 
Gouverneurs vom 7. August 1916. 


Einsetzung des Gouvernementschulrates. 


Auf Grund Genehmigung des Armeeoberkom- 
mandos wird verordnet, wie folgt: 


54, 


Zur Beratung des Mil.-Generalgouvernements 


auf dem Gebiete des Unterrichts- und Erziehungs- 
wesens und der Schulaufsicht wird der „Gouver- 
nementschulrat“ eingesetzt. 


82. 


Der Begutachtung des Gouvernementschulrates 
unterliegen alle Angelegenheiten, die das Unterrichts- 
und Erziehungswesen oder die Schulaufsicht im 
ganzen Militär - Generalgouvernement betreffen oder 
vom Militärgeneralgouverneur fallweise zugewiesen 
wurden. 


Demnach gehört in Fragen des Unterrichts-. 


und Erziehungswesens sowie der Schulaufsicht zum 
Wirkungskreise des Gouvernementschulrates insbe- 
sondere die Begutachtung: 

a) der vom Mil.-Gen.-Gouvernement zu er- 
lassenden Verordnungen und Normalerlässe. 

b) .der Jahresvoranschläge; 

c) der Normallehrpläne, Lehrbücher, 


Lehr- 
mittel und Lehrbehelfe; 


450 K. 


d) der Errichtung, Fortführung, Erweiterung 
und Schließung von Unterrichts- und Erziehungs- 
anstalten; 

e) der Subventionierung von privaten Unter- 


-riehts- und Erziehungsanstalten. 


= Der Gouvernementschulrat kann in Angelegen- 
heiten seines Wirkungskreises auch aus eigener 
Initiative dem Mil.-Gen.-Gouvernement Anträge und 
Gutachten vorlegen. 


SS 


Vorsitzender des Gouvernementschulrates ist 
der Chef des Zivillandeskommissariates. 


Mitglieder des Gouvernementschulrates sind: 

a) drei Vertreter der katholischen Kirche, je 
ein Vertreter der protestantischen und jüdischen 
Religionsgesellschaft; 

b) vier Fachmänner des Schulwesens; 

c) je ein Vertreter der Städte Kielce, Lublin, 
Piotrköw und Radom; 

d) sechs Vertreter des Zentralhilfiskomitees; 

e) ein Vertreter des Vereines „Polska Ma- 
cierz Szkolna“. 


Der Vorstand der Schulabteilung des Mil.- 
Gen.-Gouvernements, die dem Militär-Generalgou- 
vernement zugeteilten Schulaufsichtsorgane und die 
fallweise entsendeten behördlichen Vertreter haben 
an den Beratungen teilzunehmen und die in Bera- 
tung stehenden Entwürfe des Militär-Generalgou- 
vernements zu begründen. 


Der Vorstand der Schulabteilung des Militär- 
Generalgouvernements ist Stellvertreter des Vorsit- 
zenden und tritt bei dessen Abwesenheit in seine 
Rechte. ; 


§ 4 


Die im § 3 lit. a bezeichneten Vertreter ernennt 
der Militär-Generalgouverneur, und zwar die Ver- 
treter der katholischen Kirche nach Anhörung der 
Bischöfe in Kielce, Sandomierz und Lublin, den 
Vertreter der protestantischen Religionsgesellschaft 
nach Anhörung der evangelisch - augsburgischen 
Superintendentur in Lublin, den Vertreter der jü- 
dischen Religionsgesellschaft nach Anhörung der 
jüdischen Kultusgemeinden in Kielce, Lublin, Piotr- 
köw und Radom. f 


Die im § 3:lit. b bezeichneten Fachmänner 
ernennt der Militär- -Generalgouverneur, auf Grund 
der Anträge des Zentralhifskomitees in Lublin. Die 
Anträge werden dem -Militärgeneralgouvernement 


in der Weise vorgelegt, daß für jeden der vier 


Fachmänner je drei Personen in Vorschlag gebracht 


werden. 


Die im $ 3 lit. c bezeichneten Vertreter wer- 
den von der Stadtgemeindevertretung, oder, wenn 
eine solche nicht besteht, vom städtischen Hilfs- 
komitee entsendet. 


Die im $ 3 lit. d bezeichneten Vertreter wer- 
den vom Zentralhilfskomitee aus seiner Mitte oder 
aus sonstigen fachkundigen Personen entsendet. 


Der im $ 3 lit. e bezeichnete Vertreter wird 
vom Zentralbureau des Vereines „Polska Macierz 
Szkolna“ in Lublin entsendet. 


Die Entsendung der im $ 3 lit c, d, e bezei- 
chneten Vertreter bedarf der Bestätigung _ des 
Militärgeneralgouverneurs. 


Wenn eine Erklärung des Bischofs, der Super- 
intendentur, der Kultusgemeinden oder des Zentral- 
hilfskomitees, eine Entsendung durch die Stadt- 
gemeindevertretung, das städtische Hilfskomitee, 
durch das Zentralhilfskomitee oder durch das Zen- 
tralbureau des Vereines „Polska Macierz Szkolna“ 
innerhalb vier Wochen nach der hierauf gerichteten 
Einladung des Militär-Generalgouvernements unter- 
bleibt, so ernennt der Militär-Generalgouverneur 
eine entsprechende Zahl von Mitgliedern, die zur 
Vertretung derselben oder gleichartiger Interessen 
berufen ‘erscheinen. l 


§ 5. 


Der Gouvernementschulrat versammelt sich auf 
Einlandung des Vorsitzenden. Seine Gutachten 
werden mit absoluter Stimmenmehrheit der anwe- 
senden Mitglieder (§ 3, lit. a—e) erstattet. Der 
Vorsitzende stimmt nicht mit, kann jedoch bei gleich- 
geteilten Stimmen entscheiden. 


Der Protokollführer wird vom Militär-General- 
gouverneur bestimmt. 


§ 6. 


Mit Zustimmung des Militär-Generalgouver- 


neurs kann der Gouvernementschulrat auch Per- ' 


sonen, die ihm nicht angehören, mit der Ausarbei- 
tung von Gutachten und Erstattung von Berichten 
betrauen. 


SR 


Verfügungen und Entscheidungen des Militär- 
generalgouverneurs, die in Angelegenheiten des 
Wirkungskreises des Gouvernementschulrates dring- 


3 


lichkeitshalber ohne dessen Begutachtung getroffen 
wurden, sind dem Gouvernementschulrate in seiner 
nächsten Sitzung zur Kenntnis zu bringen. 


§ 8. 


Den außerhalb des Standortes des Militär- 
generalgouvernements wohnhaften Mitgliedern des 
Gouvernementschulrates gebührt für die Zu- und 
Heimreise der Ersatz der baren Wagen- und Eisen-. 
bahnfahrtauslagen (Il. Klasse), sowie tägliche Diäten 
von zwanzig Kronen für jeden Sitzungstag und für 
die Reise aufgewendeten vollen Reisetag. 


§ 9. 


Die Mitglieder des Gouvernementschulrates 
können sich vom Zustande und dem Betriebe der 
öffentlichen und Privatschulen durch persönliche 
Wahrnehmung überzeugen; Anträge auf Grund dieser 
Wahrnehmungen sind dem Militär-General-Gouver- 
nement schriftlich vorzulegen. Soweit die Mitglieder 
nicht vom zuständigen Kommando mit Aufgaben 
der Schulaufsicht betraut sind, haben sie sich auf 
die Erstattung dieser Anträge zu beschränken, Sie 
dürfen gegenüber den Schulverwaltern, Lehr- und 
Aufsichtsorganen keinerlei Anregungen vorbringen, 
die den Anschein behördlicher Verfügungen wach- 
rufen könnten. 


§ 10 


Die Mitglieder des Gouvernementschulrates 
haben über die Beratungen strengstes Stillschweigen: 
zu beobachten. Die Einhaltung dieser Pflicht ist 
beim Eintritte dem Vorsitzenden durch Handschlag 
zu geloben. 


§ 11. 


Der Militär-Generalgouverneur kann einzelne 
Mitglieder von ihren Funktionen entheben oder den 
Gouvernementschulrat auflösen. 


S. 


Der Militär-Generalgouverneur bestimmt auf 
Antrag des Gouvernementschulrates aus den Mit- 
gliedern desselben zwei oder drei Mitglieder als 
Ausschuß des Gouvernementschulrates. Vorsitzen- 
der des Ausschusses ist der Vorstand der Schul- 
abteilung des Militär-Generalgouvernements. Dem 
Ausschusse wird ein weiterer Beamter des Militär- 
Generalgouvernements fallweise zugeteilt. Der Aus- 


& 


schuß hat an der Vorbereitung der Geschäfte mit- 
zuwirken, die zur Beratung im Gouvernements- 
chulrate gelangen sollen. 

Der -Ausschuß wird vom Vorstande der Schul- 
abteilung des Militär-Generalgouvernements wenig- 
stens einmal monatlich einberufen. 

Die Ausschußmitglieder haben keinen An- 
spruch auf die im § 8 erwähnten Reise- und Diä- 
tengebühren. 


§ 13. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der 
Kundmachung in Kraft. 


Der k. u. k. Militär-General-Gouverneur: 
KARL KUK m. p. 
Feldzeugmeister. 


266. 


Erlass des k. u. k. Armeeoberkommandos 
vom 6. Juni. 1916. 


Schulverein „Polska Macierz Szkolna“ in Polen. 


Um die Entwicklung des Schulwesens in un- 
serem polnischen Okkupationsgebiete zu fördern 
und den mit schulbehördlichen Aufgaben betrauten 
Organen der k. u. k. Militärverwaltung eine Unter- 
stützung beim weiteren Ausbaue des Unterrichtes 
zu gewähren, ist es dringend wünschenswert, daß 
im k. u. k. Okkupationsgebiete die Tätigkeit des 
vor Jahren durch die russische Herrschaft unter- 
drückten polnischen Schulvereines „Polska Macierz 


Szkolna? und zwar als eine von Warschau und dem ° 


deutschen Okkupationsgebiete der Natur der Sache 
nach zwar unabhängige jedoch mit der Zentrale in 
Warschau in Kontakt stehende Organisation wieder 
auflebe. Den Filialen und Zweigvereinen dieser Or- 
ganisation sowie den einzelnen Personen und Kor- 
porationen, die dem Vereine als Mitglieder angehört 
haben, wird daher von der Militärverwaltung jed- 
wede Unterstützung und Förderung bei Wiederauf- 
nahme ihrer Tätigkeit zu gewähren sein. Auf den 
Beitritt weiterer Mitglieder wird soweit irgend mög- 
lich hingewirkt werden. 

Die einzelnen Zweigvereine und Ortsgruppen 
in unserem Okkupationsgebiete werden ehebaldigst 
in einer Zentrale in Lublin vereinigt, von der aus 
die gesamte Vereinstätigkeit in intellektueller wie in 
wirtschaftlicher Hinsicht geleitet wird. 


Es bedarf nicht der Erwähnung, daß die ge- 
samte Vereinstätigkeit der „Polska Macierz Szkolna“ 
in unserem Okkupationsgebiete bezüglich der An- 
werbüng von Mitgliedern, der Geltendmachung der 
Vereinszwecke, der Sammlung von Beiträgen, der 
Vermögensgebarung u. s. w. der vereinsbehördlichen 
Aufsicht der k. u. k. Militärverwaltung unterliegt. 
Diese Aufsicht wird gegenüber der Zentrale in Lu- 
blin durch das Militärgeneralgouvernement, gege- 
nüber der Wirksamkeit anderer Zweigniederlassun- 
gen oder Ortsgruppen sowie der einzelnen Mitglie- 
der durch die Kreiskommandos ausgeübt werden. 

Die Schulaufsicht und die sonstigen schulbe- 
hördlichen Funktionen werden wie bisher gemäß 
den Verordnungen des Armeeoberkommandanten 
vom 7. März 1915 Nr. 6 V.-Bl, 17. Oktober 1915, 
Nr. 41 V.-Bl. und 8. März 1916 Nr. 52 V.-Bl. durch 
die k. u. k. Militärverwaltung ausgeübt. In die zu 
schaffenden fachlichen Beiräte jeder Schulbehörde 
werden aber jedenfalls außer den Vertretern der 
Religionsgesellschaften, der Lehrerschaft, der Gemein- 
den und der Gesundheitspflege — auch Mitglieder 
des Vereines „Polska Macierz Szkolna” berufen 
werden. 


267. 


Verordnung des k. u. k. Militär-General- 
Gouverneurs vom 7. August 1916. 


Verlautbarung gerichtlicher Edikte. 


Auf Grund des.$ 15 der Verordnung des Ar- 
meeoberkommandanten vom 9. Mai 1916, Vdg. Bl. 
Nr. 58, wird verordnet: 


gt 


Die gerichtlichen Edikte werden in einer be- 
sonderen Beilage zum Verordnungsblatte des Mili- 
tärgeneralgouvernements eingeschaltet. Jedes Stück 
der Beilage wird den Gerichten, deren Kundma- 
chungen es enthält, unentgeltlich zugesendet (Art. 
291, 292 der Zivilprozeßordnung). 


89: 


Die Gebühr für die einmalige Einschaltung und 
für jede Wiederholung beträgt 4 K. Das Gericht 
kann mehrere gleichartige Fälle in einem gemein- 
samen Edikt vereinigen. In diesem Falle ermäßigt 
sich die Gebühr auf 2 K für die einzelne. Rechts- 
sache und die einmalige Einschaltung. 


Die Gebühr ist im vorhinein, zugleich mit dem 
Texte der Kundmachung an die Buchdruckerei des 
` Militärgeneralgouvernements einzusenden und die 
Zahl der gewünschten Einschaltungen anzugeben. 
Die Einschaltung erfolgt nicht vor Einsendung der 
Gebühr. Wenn die Einschaltung vom Gerichte recht- 
zeitig widerrufen wird, ist der erlegte Betrag oder 
der entsprechende Teil desselben zurückzustellen. 


83. 


Die Kundmachungen sind möglichst bündig 
zu verfassen. 

Die Friedensgerichte haben die Kundmachun- 
gen im Wege des vorgesetzten Kreisgerichtes (Ge- 
richtshofes) einzusenden. Dieses Gericht hat die Zu- 
lässigkeit des Ediktalverfahrens gemäß § 15 Abs. 
2 der bezogenen Verordnung sowie die Kundma- 
chung selbst zu prüfen und nötigenfalls zu kürzen 
oder zu berichtigen. 


I 


Diese Verordnung tritt am Tage der Kund- 
machung in Wirksamkeit. 


Der k. u. k. Mihe Genera Gouverneur: 
KARL KUK m. p. 
Feldzeugmeister. 


268. 


Kundmachung des k. u. k. Armeeoberkomman- 
dos vom 8. Juli 1916. 


Zulassung rekommandierter Privatbriefe. 


I. Auf Grund des $ 11 der Verordnung des 


Armeeoberkommandanten von 24. Februar 1916 über 
den Post- und Telegraphendienst wird vom 15. Juli 
1916 an die Versendung von rekommandierten 
Privatbriefsendungen im inneren Postverkehr des 
k. u. k. Okkupationsgebietes in Polen sowie im Ver- 
kehre mit Österreich, Ungarn, Bosnien-Herzego- 
vina und dem k. u. k. Okkupationsgebiete in 
Serbien unter nachfolgenden Bedingungen zuge- 
lassen: 

1. Mit der Annahme und Abgabe von rekom- 
mandierten Briefpostsendungen werden im k. u. k. 
Okkupationsgebiete vorläufig nur die Etappenpost- 
ämter I. Klasse betraut. 

2. Sämtliche zugelassene Gattungen von Brief- 
postsendungen (Briefe, Korrespondenzkarten, Druck- 


5 


sachen, Warenproben) mit Ausnahme der zum er- 
mäßigten Zeitungstarif versendeten Zeitungen kön- 
nen rekommandiert werden. 

3. Im Okkupationsgebiete müssen die rekom- 
mandierten Privat-Briefpostsendungen offen zur Post 
aufgeliefert werden, aus der Monarchie nach dem 
Okkupationsgebiet können sie offen oder geschlos- 
sen sein. 

4. Die rekommandierten Briefsendungen un- 
terliegen den allgemeinen Versendungsbedingungen 
für gewöhnliche Briefpostsendungen gleicher Art. 

5. Die Adresse muß mit Tinte oder Tinten- 
stift geschrieben oder mit Druck oder Schreibma- 
schine hergestellt sein. Sendungen mit Chiffreadres- 
sen sind von der Rekommandierung ausgeschlossen. 

6. Der Einschluß von Wertpapieren oder Bar- 
geld ist verboten. Sendungen, in denen ein solcher 
Inhalt festgestellt wird, werden an den Aufgeber 
zurückgeleitet. 

7. Nachnahmebelastung, Expreßzustellung, Zu- 
stellung zu eigenen Händen, Rückscheine und Emp- 
fangscheine sind vorläufig nicht zugelassen. 

8. Die Rekommandationsgebühr beträgt 25 h 
und muß gleich wie die Versendungsgebühr bei der 
Aufgabe entrichtet werden. 

9. Eine Zustellung der rekommandierten Sen- 
dungen findet im Okkupationsgebiete nicht statt. 
Die eingelangten rekommandierten Sendungen wer- 
den, insoweit der Bestelldienst eingerichtet ist, durch 
Ausfolgung des Abgabescheines an den Empfangs- 
berechtigten avisiert. Die Avisogebühr beträgt 4 h. 

10. Im Falle’ des Verlustes einer rekomman- 
dierten -Briefpostsendung ‘wird, der Fall höherer Ge- 
walt ausgenommen, dem Absender oder auf dessen 
Verlangen dem Empfänger eine Entschädigung im 
Betrage bis zu 50 K geleistet. 

11. Die Frist für die Einbringung der Rekla- 


mation beträgt 6 Monate vom Tage der Aufgabe 


der Sendung an gerechnet. Mit der Versäumnis der 
Frist erlischt der Anspruch auf eine Entschädigung. 


ll. Die Versendung von rekommandierten 
Briefpostsendungen wird zur gleichen Zeit auch im 
Verkehre zwischen dem österr.-ung. Okkupations- 
gebiete in Polen einerseits und Deutschland sowie 
dem Generalgouvernement Warschau andererseits, 
u. z. im allgemeinen zu den gleichen Bedingungen 
wie im Verkehre mit der österreichisch-ungarischen 
Monarchie zugelassen. 

Jedoch müssen diese rekommandierten Brief- 
sendungen in beiden Richtungen offen aufgeliefert 
werden und dürfen nur Mitteilungen in deutscher 
Sprache enthalten. 


269. 


Kundmachung des Armeeoberkommandos 
vom 19. Juli 1916. 


Zulassung des Postverkehres mit den Nieder- 
landen und mit Schweden. 


Auf Grund des § 5, 2. Abs. der Vdg. des Ar- 
meeoberkommandanten vom 24. Februar 1916 über 
den Post- und Telegraphendienst wird der Post- 
verkehr zwischen dem k. u. k. Okkupationsgebiete 
in Polen einerseits, und den Niederlanden sowie 
dem Königreich Schweden andererseits unter fol- 
genden Bedingungen zugelassen: 


1. Befördert werden nur gewöhnliche Briefe, 
einfache Korrespondenzkarten und Warenproben. 
2. Die im Okkupationsgebiet nach den ge- 

nannten Ländern aufgegebenen Sendungen müssen 
die genaue Adresse und den Wohnort des Aufge- 
bers tragen. 


3. Die Korrespondenzen dürfen Mitteilungen 
militärischer Natur nicht enthalten, und können in 
der deutschen, französischen oder polnischen Spra- 
che abgefaßt sein. Die Anwendung einer anderen 
Schrift als der deutschen und lateinischen, einer 
Chiffrenschrift, der Kryptographie, der Stenogra- 
phie oder der Stenotypie.ist nicht gestattet. 


4. Die Rekommandation, das Verlangen nach 
Expreßzustellung und die Antwortscheine sind un- 
zulässig. 


5. Im Bereiche des Militärgeneralgouverne- 
ments müssen die Briefe offen aufgegeben werden, 
und werden auch offen weiterbefördert. S 


6. Die Sendungen müssen im Okkupations- 
gebiet frankiert aufgegeben werden. 


7. Die Versendungsgebühren sind die gleichen 
wie im Verkehr zwischen der öster.-ung. Monarchie 
und den genannten Ländern. 


Sie betragen somit: 


a) für Briefe bis 20 g 25 h, für je weitere 
20 g 15 h; 


b) für Korrespondenzkarten 10 h; 


c) für Warenproben (Höchstgewicht 350 g) 
für je 50 g 5 h, mindestens 10 h. 


‚gewöhnliche Drucksachen. 


270. 


Kundmachung des Armeeoberkommandos 
u vom 7. August 1916. 


Versendung von Zeitungen zum ermäßigten 
Tarif. 


Für die Versendung der in denk. u. k. Okku- 
pationsgebieten erscheinenden Zeitungen (Zeitschrif- 
ten) kann im Sinne des $ 12, Punkt 3, 2. Absatz 
der Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 
24. Feber 1916 über den Post- und Telegraphen- 
dienst der ermäßigte Zeitungstarif zugestanden 
werden. 


Hiefür gelten folgende Bedingungen: 


1. Um die Bewilligung ist von den- Zeitungs- 
unternehmungen im Wege des zuständigen k.u.k. 
Etappenpostamtes durch ein an das k. u. k. Armee- 
oberkommando gerichtetes gestempeltes Gesuch ein- ` 
zureichen. Die bereits erteilten Bewilligungen behal- 
ten ihre Giltigkeit. 


2. Der ermäßigte Zeitungstarif erstreckt sich 
nur auf die Versendung von den Zeitungsunterneh- 
mungen an die Abonnenten in den k. u. k. Okku- 
pationsgebieten in Polen, Serbien und Montenegro, 
in Österreich, Ungarn und Bosnien-Herzegovina so- 
wie bei der k. u. k. Armee im Felde. 

3. Die Zeitungen sind von den Zeitungsver- 
waltungen in Schleifen zu legen, welche mit den 
genauen Adressen der Abonnenten versehen sein 
müssen. Außerdem müssen die Zeitungen in der 
Art zur Absendung vorbereitet und geordnet auf- 
gegeben werden, daß sämtliche an ein und das- 
selbe Postamt zur Abgabe bestimmten Exemplare 
in ein Paket vereinigt und mit einer den Namen 
dieses Postamtes tragenden Hauptschleife versehen 
sind. 

4. Das Zeitungsporto beträgt 2 Heller für je- 
des Exemplar einer wöchentlich mehrmals erschei- 
nenden Zeitung ohne Unterschied des Gewichtes, 
sowie für jedes Exemplar einer zwar seltener, min- 
destens aber zweimal im Monat erscheinenden Zei- 
tung bis zum Gewicht von 250 g. Übersteigt das 
Gewicht einer Nummer einer derart erscheinenden 
Zeitung 250 g oder erscheint die Zeitschrift selte- 
ner als zweimal im Monat, so beträgt das Porto 
für jedes Exemplar 2 Heller für je 100 g.Ein über- 
schiessender Teil von 100 g wird für volle 100 g 
gerechnet. Zeitschriften, welche seltener als einmal 
vierteljährig erscheinen, unterliegen dem Porto als 
Zeitungen können nur 


bis zum Höchstgewicht von 500 g (für jede einzel- 
ne Nummer) zum Zeitungstarife versandt werden. 

5. Die Frankierung der Zeitungen erfolgt mit- 
tels Zeitungsfrankomarken zu 2, 6, 10 und 20 Hel- 
ler per Stück, die für den Bereich der k. u. k. Feld- 
post eigens aufgelegt sind. 

6. Die Zeitungsfrankomarken zu 6, 10 und 20 
Heller sind zur Entrichtung des normierten Frankos 
für Zeitungen hauptsächlich dann zu verwenden, 
wenn mehrere Exemplare zu einer Sendung verei- 
nigt aufgegeben werden. 

7. Die Verwendung der Zeitungsmarken zur 
Frankierung der Zeitungen ist ausschließlich nur 
den Zeitungsredaktionen gestattet, auf keinen Fall 
etwa privaten Personen und dürfen die k. u. k. 
Etappenpostämter die Zeitungsfrankomarken zu die- 
sem Zwecke an die Zeitungsverwaltungen gegen 
bare Bezahlung ablassen. Die geringste Verkaufs- 
menge ist 100 Stück. Die Zeitungsverwaltungen 
dürfen die Zeitungsfrankomarken nur bei dem zu- 
ständigen k. u. k. Etappenpostamt beziehen. 


24: 


Kundmachung des k. u. k. Militär-General- 
Gouvernements in Polen vom 7. August 1916. 


Mißbrauch der Notbremse in den Zügen der 
k. u. k. Heeresbahn-Nord. 


Auf Befehl des k. u. k. Armee-Oberkomman- 
dos Eb. Nr. 13241 vom 19. Juli 1916. 

Das Kommando der k. u. k. Heeresbahn-Nord 
wurde ermächtigt, jeden Reisenden, der ohne Not- 
wendigkeit die Notbremse zur Wirksamkeit bringt, 
unbeschadet der Anwendung des Strafgesetzes und 
der polizeilichen Strafordnungen zum alsogleichen 
Erlage einer Strafe von 20 Kronen zu verhalten. 

Diese Strafgelder sind zu Gunsten der Heeres- 
bahn einzuheben. 


272. 


Verordnung des k. u. k. Militärgeneral- 
gouvernements - in Polen E. V. Ne 803286. 
vom 7. September 1916. 


Verkehr mit Mohn. 


Auf Grund des $ 4 und 5 der Verordnung 
des Armeeoberkommandanten vom 11. Juli 1916, 
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N® 61 (Verordnungsblatt der k. u. k. M. V. in Po- 
len XXIII. Stück) wird bestimmt: 


§ 1. 


Der gesammte Mohn, gleichgiltig ob derselbe 
aus eigenem oder aus dem im Frühjahre durch die 
Kreiskommandos zugewiesenen Saatgut stammt, 
ist beschlagnahmt. 


Beschlagnahme: 


.§ 2. Verkehr: 
Jeder Verkehr mit Mohn ist untersagt. 


§ 3. Übernahme; 


Der Mohn wird durch hiezu von der E. V. Z. 
des M. G. G. legitimierte Personen aufgekauft und 
sind die Produzenten zum Verkauf ihres gesamten 
Mohnes zu den in § 4 festgesetzten Preisen ver- 
pflichtet. Saatgut darf nicht zurückbehalten werden. 


8 4. Übernahmspreis: 


Der Übernahmspreis beträgt K 145 — per 
100 kg ab Bahn, bzw. Schiffstation. 


85. Strafbestimmungen: 


Übertretungen dieser Vdg. werden vom Kreis- 
kommando nach $ 10 der eingangserwähnten Vdg. 
bzw. bezüglich des Ausfuhrverbotes nach $ 7. der 
Vdg. N2 47. v. 15. Dezember 1915 geahndet. 


S 6. Verbotswidrige Geschäfte, rückwir- 
kende Kraft: 


Die Bestimmungen der §§ 11 und 12 der 
eingangs zitierten Vdg. finden auch auf Mohn 
sinngemässe Anwendung. 

Diese Vdg. tritt mit dem Kundmachungstage 
in Kraft. 


273. 


Verordnung des k. u. k. Militär-General- 
Gouvernements in Polen vom 18. August 1916, 
F. Ne 55095/16 betreffend Regelung des Ver- 

brauches von Getreide und Mahlprodukten. 


Gemäß Verordnung des Armee- Oberkomman- 
danten vom 11. Juni 1916 Vdg. Bl. der. k. u. k. Mil.- 
Verw. Polens N2 61 und im Nachhange zur M. G. G. 
Vdg. W. A. N2 51483 wird zwecks Regelung des 
Verbrauches von Getreide und Mahlprodukten 
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und der Approvisionierung der Bevölkerung 
nachstehendes angeordnet: 

§ 1. Als Höchstausmasse der zum Verbrauche 
für die Bevölkerung bestimmten Getreidemengen 
werden festgesetzt: 


a) für die Produzenten, die mit ihnen im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Familienmitglieder 
und Bediensteten 400 g*) Brotgetreide pro Kopf 
und Tag. 

b) für Nichtproduzenten 250 g Brotfrucht 
pro Kopf und Tag. 

c) Das M. G. G. behält sich vor, über An- 
trag des zuständigen Kreiskommandos für Kranken- 
und Humanitätsanstalten, schwer Arbeitende u. s. w. 
Ausnahmebestimmungen zu treffen. 

d) zur Verfütterung dürfen im Höchstaus- 
masse nachstehende Hartfuttermengen verwendet 
werden: 1 kg Hafer und I kg Gerste pro Tag und 
Pferd oder Zuchtstier. 

§ 2. Mit der Versorgung der Bevölkerung mit 
Brotfrucht und der Regelung des Verbrauches von 
Getreide und Mahlprodukte für Approvisionerungs- 
zwecke werden die Kreis- bzw. die städtischen 
Hilfskomitees betraut.. Dieselben werden für einen 
geordneten Betrieb der Approvisionierung verant- 
wortlich gemacht und haben für genügende Geld- 
mittel zum Ankaufe der nötigen Brotfruchtmengen, 
sowie für entsprechende Lagerräume zur Magazi- 
nierung derselben zu sorgen. Die von den Hilfs- 
komitees für Approvisionierungszwecke angekauften 
Vorräte müssen von den Vorräten der M. V. ge- 
trennt aufbewahrt werden. 

$ 3. Die Beschaffung der nötigen Brotfrucht- 
mengen erfolgt: 

a) für die in grösseren Städten und Indu- 
striezentren und zwar in den Städten Dabrowa, 
Kielce, Lublin, Noworadomsk, Piotrków, Radom 
und in den Industriezentren der Kreise Dąbrowa, 
Olkusz, Końsk und Opatów wohnende Bevölke- 
rung durch die E. V. Z., welche aus dem aufge- 
brachten Kontingente entsprechende Mengen Brot- 


frucht und Hartfutter dem Approvisionierungsko- - 


mitee zur Verteilung zuweist. 

b) für die Bevölkerung der Städtchen und 
Marktflecken durch das Hilfs- bzw. Approvisiorungs- 
komitee, welchem auf Antrag ‘des Kreisbeirates 
durch das Kreiskommando aus dem Exkontingente 

+) Anmerkung: 400. g ist als Höchstausmass an- 

zusehen. Wegen Knappheit des Brotgetreides 
sieht sich das Kreiskommando gezwungen, 
dieses Höchstausmass entsprechend herabzu- 
setzen, 


entsprechende Brotfrucht- und Hartfuttermengen zu- 
gewiesen und den Produzenten zur direkten Ablie- 
ferung an das Approvisionierungskomitee vorge- 
schrieben werden. 


Die Übernahme dieser Brotfruchtmengen er- 
folgt in der Regel beim Produzenten zu den mit 
Paragr. 8—11 der Vdg. W. A. 51483/16 festgesetz- 
ten Preisen. 


Die Produzenten sind verpflichtet, die zur 
Ablieferung vorgeschriebenen, zur Approvisionierung 
bestimmten Getreidemengen rechtzeitig zu liefern. 
Eine Verkaufsverweigerung ist ebenso strafbar, wie 
das Nichtablieferung des Kontingentes der Fall ist. 


Das Kreiskommando hat das Hilfskomitee 
(Approvisionierungskomitee) bei der Beschaffung 
der zur Approvisionierung erforderlichen Brotirucht- 
mengen zu unterstützen und im Notfalle mit seinen 
Exekutionsmitteln einzugreifen. 


c) Die auf dem flachen Land lebende 
nichtwirtschaftliche Bevölkerung deckt ihren 
Bedarf an Brotfrucht durch direkten Einkauf bei 
den Produzenten auf Grund einer vom Hilfsko- 
mitee erteilten Einkaufsbewilligung. 


Der nichtlandwirtschaftlichen Bevölkerung 
(Nichtproduzenten) ist es nicht gestattet, grös- 
sere Vorräte an Brotfrucht und Hartfutter als 
für die Dauer von 2 Monaten zu erwerben und 
aufzubewahren. Bei Nichtproduzenten vorgefun- 
dene grössere Vorräte werden ohne Bezahlung 
konfisziert. 


$ 4. Mahlordnung für Privatkonsum. 


Für den Privatkonsum dürfen nur nachste- 


hende Mehltypen erzeugt werden: 


Roggengleichmehl mit 80% Mehlausbeute 
(16 % Kleie, 4% Verstaubung). 

Roggenschrotmehl mit 96% Mehlausbeute 
(4 % Verstaubung)' 

Weizengleichmehl mit 80% Mehlausbeute 


(4 % Verstaubung 16 % Kleie). 
Weizenfeinmehl oder Weizengries mit 15% 


Mehlausbeute (1. Auszug). ə 
Weizenbrotbackmehl mit 65 % Mehlausbeute 
(2. Auszug). 


Weizenschrotmehl mit 96% Mehlausbeute 
(4% Verstaubung). 

Gerstengleichmehl mit 70% Mehlausbeute. 

Gerstengrütze oder Graupen mit 68 % Mehl- 
ausbeute. 

Die Mühlen dürfen nur Getreide des Hilfs-- 


komitees oder der Bevölkerung des Flachlandes 


zur Vermahlung übernehmen und auf eine der 
obgenannten Mehltypen verarbeiten. An Mahllohn 
dürfen dieselben höchstens 2 Kronen—pro 100 kg 
Getreide bei Erzeugung von Schrotmehl, 3 Kronen 
—pro . 100 kg Getreide, bei Erzeugung anderer 
Mehltypen verlangen. Falls das Approvisionierungs- 
komitee den Müller mit dem Einkaufe des Getrei- 
des betraut, kann demselben ein Manipulations- 
zuschlag von 50 Heller pro 100 kg Getreide zuge- 
standen werden. 


Über das zur Vermahlung gelangende Getreide 
hat der Mühlenbesitzer ein ausführliches Mahlbuch 
zu führen, aus dem der Eigentümer des vermahle- 
nen Getreides, die Art und Menge desselben und 
die Art und Menge der erzeugten Mahlprodukte 
ersichtlich sein muß. 


Das Kreiskommando ist berechtigt, Mühlen, 
welche obige Zuschrift nicht einhalten, zeitweise 
zu sperren. 


§ 5. Mehlpreise. 


Als Grundpreis für die einzelnen Mehlgattun- 
gen wird pro 100 kg ab Mühle ohne Sack fest- 
gesetzt: 


Für Roggenmehl (80 % ig) . K 39.— 
» Roggenschrotmehl (95 % ig) s 35 
`.» Weizengleichmehl (80 % ig) „ 45.50 
» Weizenfeinmehl oder Weizen- 
gries (1. Auszug) (15% ig) „ 80.— 
»  Weizenbrotbackmehl - % 2. 
Auszug) i „.38.— 
»„  Weizenschrotmehl (96 % % ig) „ 40.— 
„ Gerstengleichmehl (70 % ig) „ 44.— 
„ Gerstengraupe oder Gersten- 
grütze (68 % ig) „ 46.— 
„ Kleie jeder Gattung s 18.— 


Zur Bezeichnung dieser Grundpreise wurde 
ein Mahllohn von rund K 2.—bei Schrotmehl und 
K 3.—bei anderen Mehlarten sowie ein Manipu- 
lationszuschlag von 50 h pro 100 kg Getreide zu- 
grunde gelegt. Diese Preise erhöhen sich um die 
tatsächlichen Transportkosten, welche aus dem 
Transporte der Fracht vom Produzenten zur Mühle 
und dem Transporte des Mehles aus der Mühle in 
den Verbrauchsort entstehen. 


An Transportkosten können 10 Heller (in 
schlechten Kommunikationsverhältnissen 15 Heller) 
pro km und 100 kg zugestanden werden. Überdies 
kann das Hilfs- bzw. Approvisionierungskomitee 
an Regiespesen berechnen: 


Im Grosshandel höchstens: 
K 2.50 pro 100 kg Mehl 
K 2.— pro 100 kg Getreide 
K 1.— pro 100 kg Kleie. 

In diesen Regiespesen die Kosten für nor- 
male Abnützung und die Leihgebühr für Säcke 
mit inbegriffen. 

Der Gewinn des Kleinverschleissers darf 
2 h pro Pfund (5 h pro Kilogramm) nicht über- 
steigen. 


§ 6. Die Verteilung der Mahlprodukte 
bzw. des Hartfutters für Pferde durch die Hilfs- 
bzw. Approvisionierungskomitees hat in der Regel 
durch Ausweise (Brot- Mehl- Hartfutterkarten) zu 
erfolgen. Über die abgegebenen Karten haben die 
Hilfs- bzw. Approvisionierungskomitees Abgabelisten 
zu führen. Die Hilfs- bzw. Approvisionierungsko- 
mitees sind verpflichtet, über ihre gesamte Geldge- 
bahrung in Approvisionierungsangelegenheiten ge- 
nauestens Buch zu führen und die Rechnungsbücher 
auf Verlangen der behördlichen Kontrolle unter- 
ziehen zu lassen. 


§ 7. Broterzeugung. 


Bei der Broterzeugung muss zur Streckung 
der Vorräte eine Beimischung von 10% Gersten- 
mehl, Kartoffelbrei oder Kartoffelmehl stattfinden. 

Bei Berechnung des Brotpreises ist eine Brot- 
ausbeute von wenigstens 140 Teilen Brot aus 100 
Teilen Mehl und der ortsübliche Backlohn zugrunde- 
zulegen. 


§ 8. Die im $5 festgesetzten Mehlpreise und 
die auf Grund derselben zu bestimmenden Ver- 
kaufspreise für Mehl und Brot sind bis 30. No- 
vember 1916 gültig.- Das Approvisionierungsko- 
mittee hat auf Grund obiger Vorschriften die für 
den Gross und Kleinhandel geltenden Verkaufs- 
preise, die in den einzelnen Ortschaften infolge 
ungleicher Transportspesen sich verschieden 
gestalten können, dem Kreiskommando zur 
Überprüfung und Genehmigung vorzulegen, in. 
allen Verschleißstellen durch Anschlag zu verlaut- 
baren und für deren strengste Einhaltung zu sorgen. 


8 9. Verwertung der Kleie. 


Das Hilfs- bzw. Approvisionierungskomitee 
disponiert über die, bei Vermahlung des zur Appro- 
visionierung dienenden Getreides, erzeugte Kleie 
und hat sie als Futter für das Inventar der zu 
approvisionierenden Bevölkerung oder an die Land- 
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wirte des betreffenden Kreises zu verkaufen. Hiebei 
sind besonders auch diejenigen Landwirte zu 
berücksichtigen, die das zur Approvisionierung 
bestimmte Getreide geliefert haben. 


274. 


Regelung des Verkehres mit Kleesamen 
und Hülsenfrüchten. 


Verordnung des M. G. G. vom 17. August N2 56517. 


Gemäß Vdg. des Armeeoberkommandanten vom 
11./VI. 1916 (Vdg. Bl. der k. u. k. Mil. Verw. Po- 
lens N2 61) bestimme ich: 


8 1. Beschlagnahme. 


Rotklee, Weissklee, Seradella, Lupine, Wicke, 
Pferdebohne, Peluschka der Ernte des Jahres 1916, 
sowie etwa vom Vorjahre noch verbliebene Rest- 
bestände solcher Produkte sind zu Gunsten der 
Mil. Verwaltung beschlagnahmt. 


§ 2. Wirkung der Beschlagnahme. 


Die Beschlagnahme hat die Wirkung, daß die 
beschlagnahmten Sämereien ohne Bewilligung des 
Kreiskommandos weder verarbeitet, verbraucht, 
verfüttert noch veräussert resp. gekauft werden 
dürfen. 

Rechtsgeschäfte, die gegen dieses Verbot ver- 
stossen sind ungiltig; desgleichen auch alle vor 
Beginn der Wirksamkeit dieser Verordnung abge- 
schlossenen Geschäfte (11 und 12 der obzitierten 
Verordnung). 


§ 3. Von der Beschlagnahme ist das durch 
die Produzenten für den Anbau benötigte Saatgut 
ausgenommen. Dem Produzenten ist es überdies 
gestattet, die Hälfte der produzierenden Pferdeboh- 
nen in eigener Wirtschaft zu verfüttern. 


§ 4. Zur Regelung der Art und Zeit der 
Übernahme sowie zur Bestimmung der Übernahms- 
preise wird in geeigneter Zeit eine gesonderte 
Verordnung ergehen. 


85. Strafbestimmungen. 


Übertretungen dieser Verordnung oder einer 
auf Grund derselben erlassenen Vorschrift werden 
vom Kreiskommando, soferne die Handlung nicht 
unter eine strengere Strafbestimmung fällt, mit Geld- 


strafen bis zu K 5000—oder mit Arrest bis zu 
sechs Monaten bestraft. 

Neben der Freiheitsstrafe kann eine Geld- 
strafe bis zu K 3000 verhängt werden. 


§ 6. Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Ver- 
lautbarung in Kraft. 


275. 


Kundmachung betreffend die Beschlagnahme 

aller Pelz- und Fellgattungen, gegerbt und 

ungegerbt, konfektioniert und nichtkonfektio- 
niert (ausgenommen wertvolle Edelfelle). 


Auf Grund der Verordnung J. N2 14.488 des 
Militär - General - Gouvernements in Lublin wird 
verfügt: 

1. Sämtliche Pelz- und Fellgattungen, gegerbt 
und ungegerbt, konfektioniert und nichtkonfektioniert 
(mit Ausnahme wertvoller Edelfelle) bei Händlern, 
Kürschnern, Gerbern, Fleischhauern, Verwahrern, 
Privaten (ausgenommen zum persönlichen Gebrau- 
che bestimmt) oder bei wem sonst immer bereits 
vorhanden oder wie sonst immer künftig vorkom- 
mend, im ganzen Mil.-Gen.-Gouv.-Bereiche, werden 
zu Gunsten der k. u. k. Heeresverwaltung in An- 
spruch genommen und beschlagnahmt. 


= 2. Alle Besitzer oder Verwahrer obenange- 
führter Pelz- und Fellgattungen sind daher zur 
schriftlichen Anmeldung und Anzeige an das zu- 
ständige Kreiskommando sofort nach dem Erschei- 
nen dieser Kundmachung verpflichtet. 

Diese Anmeldungen haben zu enthalten die 
Art, Anzahl und Lagerort solcher Pelz- und Fell- 
gattungen und sind deutlich leserlich vom Besitzer 
zu unterfertigen. 

Jeder weitere Vorratszuwachs ist jeweils, bin- 
nen drei Tagen, neu zu melden. 


3. Jede unrichtige Anzeige, jeder freie Ver- 
kauf, jede Übertragung an einen anderen Ort, jede 
Entledigung, das Verbergen oder Veräußern irgend 
welcher Art ist verboten. 

Daher ist es auch Kürschnern, Gerbern und 
Händlern verboten, solche Felle anzukaufen. 


Übertretungen dieses Verbotes werden mit 
Geldstrafen bis zu 2000 K oder mit Arreststrafe . 
bis zu 6 Monaten bestraft. Dieselbe Strafe hat 


ı auch jeder zu gewärtigen, welcher von einer ihm 
bekannten Anmeldungspflicht und nicht angemel- 
deten Vorräten dem Kreiskommando die Anzeige 
nicht erstattet. 

Die Unterlassung der Anzeige zieht überdies 
noch die Konfiskation des hinterzogenen Vorrates 
nach sich. 

Dem Anzeiger eines hinterzogenen Vorrates 
wird eine Prämie von 5% des Schätzungswertes 
dieses Vorrates zugesichert. 

Diese Prämie ist nur auf Zivilpersonen be- 
schränkt. 

4. Die zu zahlenden Preise werden vom 


Mil.-Gen.-Gouv. rechtzeitig bestimmt und veröffen- 
tlicht werden. 


276. 


Kundmachung betreffend die Beschlagnahme 
von Talg und Knochen. 


Auf Grund der Verordnung des A. O. K. M. V. 
Ne 10433/P von 13. Februar 1916 wird mit M.G. G. 
Verordnung W. A. N2 57083 vom 14. August 1916, 


l. der gesammte rohe und geschmolzene 
Talg, sowie alle Knochen und Knochenfett von den 


Zivilschlächtereien, Olein, Stearin und Leimleder 
zugunsten der k. u. k. Militärverwaltung be- 
schlagnahmt, und ist infolgedessen jeder Verkehr 


in diesen Artikeln untersagt. 
Die Beschlagnahme betrifft sowohl die vorräti- 


gen, als auch die in Hinkunft vorkommenden Talg- 
und Knochenmengen. 


2. Sowohl der Talg und das Knocheniett, 
als auch die Knochen werden durch hiezu vom 
W. A. des k. u. k. M. G. G. legitimierte Personen 
` übernommen. 


Der Übernahmspreis beträgt: 


für geschmolzenen Talg. K 5— pro 1l kg 
„ Kerntalg . 20 Es 
„ Ausschnittalg und 

Darmfett . SCAS BE ROARS 17% 
„ Knochenfett ee Eey 
» Olein A one pr 
» Stearin BT; lape 
„ Knochen. a Oea 100 
„ Leimleder 3,190. 75.251005 ; 
3. Die in den Seifensiedereien und Gerbe- 


reien vorrätigen Fettmengen unterliegen ebenfalls 
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obiger Beschlagnahme und werden denselben künf- 
tighin die zum Fortbetrieb notwendigen 'Fettstoffe 
durch das Militärgeneralgouvernement zugewiesen. 


4. Sämtliche Vorräte an obgenannten Arti- 
keln sind dem Kreiskommando innerhalb 8-Tagen 
vom Kundmachungstage an gerechnet, anzu- 
zeigen. 


5. Übertretungen dieser Verordnung werden 
vom Kreiskommando soferne die Handlung nicht 
unter eine strengere Strafbestimmung fällt, mit Geld- 
strafen bis zu zweitausend Kronen oder mit Arrest- 
strafen bis zu sechs Monaten geahndet. Die nicht 
angemeldeten Knochenmengen verfallen zugunsten 
des Militärgeneralgouvernements. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der 
Kundmachung in Kraft. 


211. 
a) 


Verordnung des k. u. k. Militärgeneralgouver- 
nements vom 31. Juli 1916 N. Ne 51473/16. 


Unterhaltsbeiträge für die Angehörigen. der 
russisch-polnischen Zivilarbeiter.. 


Das Armee-Oberkommando hat mit Op. 
N2 58505 vom 23. Mai 1916..verfügt,.dass den Fa- 
milienangehörigen der als Zivilarbeiter im Bereiche 
der I, 2 und 4 Armee verwendeten Staatsange- 
hörige mit 40 hl. per Kopf und Tag für jedes im 
gemeinsamen Haushalte lebende Familienmit- 
glied im Alter von mehr als 5 Jahren und mit 20 
hl. für jedes Familienmitglied unter :5 Jahren : zu 
erfolgen sind. 

Die Gesammtbezüge sämmtlicher Mitglieder 
einer im gemeinsamen Haushalte lebenden Familie 
dürfen keinesfalls den Betrag von 30 K per. Mo- 
nat übersteigen. 

Vorbedingung für Zuerkennung dieses Unter- 
haltsbeitrages ist in allen Fällen der Nachweis der 
Bedürftigkeit infolge Mangels an Privateinküften 
aus denen der Lebensunterhalt bestritten werden 
könnte sowie der Nachweis der Verwendung als 
Zivilkutscher bei einer der obenerwähnten Armee. 

Der Anspruch auf diesen Unterhaltsbeitrag muß 
durch die betreffende Gemeinde unter eigener 
Verantwortung des Gemeindevorstehers bestätigt 
und vom zuständigen Gendarmerieposten überprüft 
werden. 
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Vorstehendes wird mit dem Bemerken ver- 
lautbart, daß das Militärgeneralgouvernement mit 
allem ihm zu Gebote stehenden Mitteln bestrebt 
sein wird die unvermeidlichen Härten des Arbeits- 
zwanges, solange er noch bis zur Einführung der 
neugeplanten Organisation bestehen muß, zu lin- 
dern, anderseits aber mit Sicherheit darauf rechnen, 
daß die irregeführte Bevölkerung endlich einmal 
aufhören wird, den unsinnigsten Gerüchten (wie z. 
B. Verwendung der Zivilkutscher für den Front- 
dienst und dgl.) glauben zu schenken. 


b.) 


Verordnung des k. u. k. Militärgeneralgouver- 
nements N. Ne 100148/16 vom 30. August 1916 


Unterhaltsbeiträge für Angehörige 
der Zivilkutscher. 


Im Nachhange zur h. st. Verordnung N. 
N2 51473/16 vom 31./7. 1916 wird mitgeteilt, daß 
unter Zivilarbeitern auch Zivilkutscher zu verstehen 
sind. 

Hiebei wird bemerkt, daß im Sinne des AOK. 
Erlasses Op. N2 78665 vom 22./6. 1916 Unterhalts- 
beiträge an Familienangehörige der bei allen Ar- 
meen im Felde verwendeten, aus dem Bereiche 
des M. G. G. stammenden Zivilkutscher, erfolgt 
werden. 


278. 


Kundmachung über Heranziehung der Einwohner 
des Okkupationsgebietes zum Dienste bei der 
Finanzwache. 


Auf Grund der Verordnung des k. u. k. Militär- 
generalgouvernement in Lublin X. Präs. Ne 11741 
vom August 1916 wird verlautbart: 

Das k. u. k. B. O.K. hat mit Erlass M. V: 
N2 37839/Pes. 1916 die Heranziehung freiwillig 
sich meldender Einwohner des Okkupationsgebietes 
zum aushilfsweisen Dienste bei der Finanzwache 
nach vorheriger Schulung beim k. u. k. Finanzwach- 
kommando in Lublin genehmigt. 

1) Bedingungen für die Aufnahme: 

Bedingung zur Aufnahme von Aushilfskräften 
für die Finanzwache im Okkupationsgebiet ist nebst 
physischer Eignung: 

a) die volle Beherrschung der polnischen 
Sprache im Wort und Schrift, (jene, welche auch 


der deutschen Sprache mächtig sind, finden eine 
vorzugsweise Berücksichtigung), 

b) eine der ihnen zufallenden Dienstessphäre 
entsprechende Intelligenz, 

c) makelloses Vorleben, 

d) ein Alter von über 18, höchstens 35 Jah- 
ren, sowie endlich, 

. e) der Besitz einer mitzubringenden warmen 
Decke und Wäsche; für Bekleidung der Mannschaft 
werden aus den Monturvorräten des M. G. G. 1 Mantel, 
1 Bluse, 1 Hose, 1 Kappe und I Paar Schuhe pro 
Mann aufgewendet. 

Die Forterhaltung der Bekleidungssorten hat 
aus dem Taglohn zu erfolgen. 

Minderjährige haben sich mit der schriftlichen 
Einwilligung des Vaters (Vormundes), welche von 
der Gemeinde bestätigt sein muss. auszuweisen. 

2) Gebührenbestimmungen. 

Dieser Leuten wird eine tägliche Entlohnung 
von 5 (Fünf) Kronen pro Mann bewilligt (andere 
Gebühren können nicht zugestanden werden). Der 
Taglohn wird ihnen vom Tage ihres Dienstantrittes 
(Meldung) beim k. u. k. Finanzwachkommando in 
Lublin vom 5 zu 5 Tagen in vorhinein ausgezahlt. 

Für die Unterbringung und voraussichtlich 
auch für eine kräftige, doch billige Verköstigung, 
welche sie aus ihrem Taglohn zu zahlen haben 
werden, wird das Finanzwachkommando versorgen. 

Es wird betont, daß sich diese Leute auf die 
Dauer ihrer freiwillig übernommenen Verpflichtung 
der Militärgewalt unterwerfen und diese feierlich 
geloben. 

Dienstnachlässigkeit und Fahrlässigkeit, un- 
reelle oder gar verbrecherische Handlungen wür- 
den-—-ausser Entlassung —Strafen nach dem Mil. 
Strafgesetz nach sich ziehen. 

Die Leute, die in diesen Dienst freiwillig ein- 
treten wollen, haben sich in der Finanzabteilung 
des k. u. k. Kreiskommandos in Kielce zu melden. 

Zur Einbringung der Gesuche wird der Ter-' 
min 1..November 1916 festgesetzt. 


279. 
Gerichtswesen. 


a.) Organisation des Verfahrens bei Einfüh- 
rung der Instruktion vom 7./19. Juni 1868 in 
den Städten. 


Die durch kriegerische Ereignisse erzwungene 


oder notwendig gemachte Abwesenheit der Fami- 
ha 


lienväter, die Übersiedlung der einzelnen Familien- 
mitglieder aus ökonomischen oder politischen Rück- 
sichten, die Erschwerung der Möglichkeit der 
- Rückkehr sowie der gegenseitigen Verständigung 
derselben riefen in dem österr.-ungar. Okkupations- 
gebiete Polens, wo der Schutz über die der Eltern- 
pflege beraubten Kinder bisher nur in der privaten 
Initiative ruhte, — die Frage der Kinderfürsorge 
hervor. 

Die Bildung der Familienbeiräte ausschliesslich 
über Anregung der Familienmitglieder, sowie auch 
die Überlassung der ganzen Initiative in Angelegen- 
heiten der Kinderfürsorge an dieselben, entspricht 
nicht den jetzigen Verhältnissen. 

Der Zerfall der Familie und die Verminderung 
der Intensität der Nächstenliebe zieht die Gefahr 
nach sich, dass viele Individuen—noch ganz wider- 
standslos im Kampfe um ihr Dasein—ratlos unter 
schweren Verhältnissen ohne Hilfe bleiben würden: 

Um diesem Übelstande bei der momentanen 
Unmöglichkeit der Einführung irgendwelcher Ände- 
rungen der Grundgesetze abzuhelfen, erschien es 
notwendig, bei gleichzeitiger Erweiterung des Wir- 
kungskreises der Instruktion vom 7./19. Juni 1868 
auf alle Stände der Bevölkerung, eine intensivere 
Oberaufsicht über die Kinderfürsorge zu schaffen, 
wie auch die Initiative der Errichtung zweckdien- 
licher Institutionen den öffentlichen Organen zu 
überlassen. 

Da die sozialpolitischen Gründe, welche die 
Erlassung der oberwähnten Instruktion nur für die 
Landgemeinden nach sich zogen, hier entfallen, bil- 
det die Anwendung derselben auch auf die Städte 
keine grundsätzliche Neuerung, obwohl der Gegen- 
satz zwischen der Lebensweise in den Städten und 
auf dem Lande, ihrer Ausführung gewisse Schwie- 
rigkeiten bereiten muss. 


Organisation des Verfahrens. 


Zur Verwirklichung der aus dem Vorstehenden 
sich ergebenden Ziele wird bei Gericht folgender 
Vorgang empfohlen: 


a.) Akten.und Register. 


Zunächst sind bei allen Friedensgerichten 
(worunter jetzt auch die „ehemaligen Gemeindege- 
richte inbegriffen sind) die vorhandenen Pflegschafts- 
akten zu richten, die Akten bereits abgelaufener 
Vormundschaften auszuscheiden, die übrigen aber 
zu ordnen und das Waisenbuch, sowie das Namens- 
verzeichniss entsprechend zu ergänzen oder neu 
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anzulegen. Neue Waisenbücher können nach dem 
angeschlossenen Muster angelegt werden. 

Es wird aber bemerkt, dass die Friedens- und 
Gemeindegerichte auch früher zur Führung eines 
Waisenbuches verpflichtet waren. Diese alten Wai- 
senbücher wären, wenn sie noch brauchbar sind, 
weiter zu verwenden. 

Diese Frage ist von Fall zu Fall je nach dem 
Stande des vorhandenen Akten und Register möglichst 
praktisch so zu lesen, dass eine Belastung der 
Kanzlei durch Abschreiben und Neuanlegung tunlichst 
vermieden werde. 

Für jeden Gerichtssprengel ist bloss ein Wai- 
senbuch, nach den Jahrgängen des Anfalles geord- 
net, zu führen. 

Es sollen aber auch die vermögenslosen und 
unehelichen Kinder eingetragen werden, was bisher 
wahrscheinlich nicht üblich war. 

Diese und andere Vormundschaftsfälle, über 
die keine Akten vorhanden sind, sollen durch Um- 
frage bei dem Schöffen, Schultheissen (Soitys), Ge- 
meindevorstehern, Pfarrern und anderen Vertrauens- 
männern ermittelt werden. 

Jeder Fall ist in einer Information nach dem 
angeschlossenen Muster zu verzeichnen. 

Die Aufzeichnung ersetzt einstweilen den Vor- 
mundschaftsakt und dient als Grundlage für die 
Eintragung in das Waisenbuch. 


b.) Anzeigen der Matrikenführer. 


Jeder Matrikenführer ist verpflichtet, dem örtlich 
zuständigen Friedensgerichte folgende Monatsaus- 
weise einzusenden: 

1.) der vorgekommenen Todesfälle, jedoch nur 
jener, in welchem minderjährige Kinder des Ver- 
storbenen oder andere minderjährige Erben verblie- 
ben sind;- sind die Familien- und Vermögensver- 
hältnisse dem Matrikenführer nicht bekannt, so soll 
er sich darüber bei Eintragung des Todesfalles in 
die Matrik erkundigen. 

2.) der unehelichen Geburten. 


c.) Bearbeitung bei Gericht. 


Beim Gerichte. ist die Arbeit in 
Weise durchzuführen: 

Die Schöffen (jeder in seinem Rayon) oder 
auch die Kanzleiorgane des Friedensgerichtes haben 
jeden einzelnen Fall auf einem Informationsbogen 
(Muster 1) einzutragen, die Hinterbliebenen (die 
Mutter des unehelichen Kindes) zu befragen und 


den Fragebogen auszufüllen. Wenn möglich, soll 


folgende 
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gleich bei dieser Gelegenheit der Familienrat einbe- 
rufen und die Vormundschaft bestellt werden. 

Der Familienrat, dem der Vermögensstand 
bekannt ist, kann auch gleich über die Annahme 
der Erbschaft, die Vermögensverwaltung u. dgl. 
Beschluss fassen, wenn auch das Inventar noch 
nicht vorliegt. 

Sodann ist die Inventur durch den Gemeinde- 
vorsteher zu veranlassen. Gemäss Art. 1. der In- 
struktion sind aber die Gemeindevorsteher verpflich- 
tet, die Inventur auch ohne Auftrag von Amts- 
wegen vorzunehmen und den Akt dem zuständigen 
Gerichte zu übersenden. 

Der Gemeindevorsteher erfährt oft als erste 
Amtsperson von den Todesfällen in der Gemeinde, 
auch sind ihm die Familienverhältnisse vieler Ein- 
wohner bekannt. Er ist daher in der Lage, sofort 
einzugreifen, ehe noch das Friedensgericht durch 
den Matrikenführer von dem Falle benachrich- 
tigt wird. 

Nicht bloss die Gemeindevorsteher, sondern 
auch andere amtliche Organe, wie die .Schöffen, 
Friedensrichter, Schultheisse sind zu verpflichten, ein- 
schlägige Fälle dem zuständigen Gerichte anzuzei- 
gen, damit die Vormundschaft möglichst bald be- 
stellt und die Erbschaft der Minderjährigen, nach 
Bedarf auch deren persönliche Verhältnisse und 
Ansprüche (die Alimentierung eines unehelichen 
Kindes), gesichert werden. 

In Kielce wird zu Informationszwecken und 
zur Ausübung der Pflichten des Gemeindevorstehers 
und zur Lösung der Fragen über die praktischen 
Bedürfnisse der Minderjährigen (Aussuchen der 
Arbeit, Ausbildungsfragen, Unterstützung) ein Vor- 
mundschaftsrat aus informierten Persönlichkeiten 
verschiedener Gesellschaftsschichten gebildet werden. 


b.) Bildung und Wirkungskreisbestimmung 
der öffentlichen Vormundschaftskommission 
für die Stadt Kielce. 


Die Gründe, welche die Ausdehnung der An- 
wendung der Instruktionsbestimmungen vom 7./19. 
Juni 1868 auf die städtische Bevölkerung veranlasst 
haben, bewirkten auch mit Rücksicht auf die an- 
dersartigen städtischen Lebensbedingungen, welche 
es dem Stadtpräsidenten unmöglich machen, die 
gehörige Erfüllung der ihm durch die Instruktion 
auferlegten Obliegenheiten gründlich auszuüben, die 
Notwendigkeit der Schaffung einer Institution, wel- 
che fähig wäre, ihn in dieser Beziehung erspriess- 
lich zu vertreten. 


Diese Aufgabe, welche wegen der hohen An- 
forderungen, die an eine solche Institution gestellt 
werden muss, damit sie ihrer Bestimmung vollkom- 
men entspricht, — sehr schwierig ist— wurde, wie 
nachstehend ausgeführt, gelöst. 

Die Notwendigkeit des Verständnisses für das 
bildende Organ, der Ortsverhältnisse, der Möglich- 
keit und Gelegenheit des Verkehres mit den brei- 
testen Volksschichten und der Bekanntschaft mit 
einer möglichst grossen Anzahl der städtischen 
Einwohnerschaft und ihrer Bedürfnisse — gab die 
Veranlassung zur Bildung einer öffentlichen Vor- 
mundschaftskommission beim Magistrate der Stadt 
Kielce. 

Diese Kommission wird aus 36 der ange- 
sehensten Bürger gebildet werden, welche die Auf- 
gabe übernommen haben, den Stadtpräsidenten im 
allgemeinen Interesse zu unterstützen. 


Die Kommission zerfällt in zwei Sektionen: 


1.) Informative Wohltätigkeits- Sektion. 

2.) Waisenvormundschaftsrat. 

Zur informativen Wohltätigkeits- Sektion ge- 
hören alle 36 Mitglieder der Kommission mit dem 
Stadtpräsidenten als Vorsitzenden vom- amtswe- 
gen, als auch ein vom Stadtpräsidenten zum stän- 
digen Referenten für die Angelegenheiten der Sektion 
bestimmter Magistratsbeamter. 

Alle Mitglieder und der Vorsitzende verrichten 
ihre Funktionen unentgeltlich. 

Dem ständigen Referenten kann vom Magistrat 
eine Entlohnung bewilligt werden. 

Durch Wahl kann von den Kommissionsmit- 
gliedern ein Stellvertreter des Vorsitzenden bestimmt 
werden. 

Die informative Wohltätigkeits- Sektion wird 
durch ihre Delegierten alle Agenden informativen 
Charakters erledigen, welche gemäss Instruktion 
vom 7./19. Juni 1868 dem Gemeindevorsteher oblie- 
gen und zwar auf nachstehende Weise: 

Zwecks Aufbringung des faktischen Sachbe- 
standes und ständiger Evidenzhaltung desselben 
wird die Stadt in 36 Reviere eingeteilt, welche je 
einem der Sektionsmitglieder zugeteilt werden. 

Bezüglich des zugeteilten Reviers obliegt es 
dem die Vormundschaft ausübenden Mitgliede, die 


‘Verhältnisse betreff der Vormundschaft persönlich 


eingehend zu erheben (im Wege der Einvernahme 
und durch Befragen der Eigentümer, Verwalter oder 
Aufseher der Häuser, Einsicht in die Todesfallsaus- 
weise, oder durch persönlichen Verkehr und Be- 
fragen der Einwohner seines Reviers), die beste- . 
henden Fälle der nötigen Vormundschaftsbestellung 


festzustellen und mittelst gehörig ausgefüllten For- 
- mulare (N2 1) durch Vermittlung des Sektionsrefe- 
renten dem zuständigen Gerichte anzuzeigen. 


Bei den Sektionssitzungen werden Fragen 
dringender Aushilfe an die Minderjährigen oder 
bezüglich der Vorbeugung der, bei Gelegenheit der 
besagten Informationensammlung durch die Kom- 
missionsmitglieder bemerkten Gebrechen der Vor- 
mundschaft—erledigt. 


Der Vormundschaftsrat besteht aus zwei Ab- 
teilungen und zwar: 


l. Abteilung für die christliche Bevölkerung 
aus 24 Mitgliedern (Christen) und 


Vor- und Zuname der Pflege- 
befohlenen 
(unehelich geboren) 


Laufende 
Zahl 


Aufenthaltsort (Ortschaft) der 
Eltern (t — gestorben) 
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2. Abteilung für die israelitische Bevölkerung 
aus 12 Mitgliedern israelitischer Religion, in deren 
Zusammensetzung die 36 Kommissionsmitglieder in 
6 Gruppen je sechs einbezogen werden, unter dem 
Vorsitze und Referate des jeweiligen Friedensrich- 
ters für beide Ratsgruppen. 


Die Aufgabe des Vormundschaftsrates besteht 
in Erledigung aller im Zivilrechte vorgesehenen, 
dem Familienrate zugewiesenen Agenden, bezüglich 
der ausserehelichen (Art. 486 z. Gb.) und mittello- 
sen Kinder (Art. 40—46 Instr. vom 7./19. Juni 1868) 
in den vom Vorsitzenden, je nach dem Einlaufe der 
eine Erledigung erheischenden Angelegenheiten, 


.einberufenen Sitzungen. 


Muster 2. . 


ANMERKUNG 
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280. 


Errichtung eines Etappenpostamtes Il. Klasse in Suchedniów. 


Am 5. September 1916 wurde in Suchedniów ein Etappenpostamt Il. Klasse eröffnet. 


281. 


KUNDMACHUNG 
über die vom k. u. k. Kreiskommando für den Bereich des Kreises KIELCE 
ab 15. September 1916 festgesetzten 
RICHTPREISE und HÖCHSTPREISE. 


Die verlautbarten Preise gelten nur als RICHTPREISE und stellen jene höchste Preisgrenze 
dar, bis zu welcher die Ware verkauft werden soll, d. h. die Richtpreise dienen dem kaufenden Pu- 
blikum als Masstab, ob verlangte Preise angemessen sind. Eine unbegründete Überschreitung der Richt- 
preise ist unstatthaft und wird im Sinne der bestehenden Verordnungen bestraft. Die behördlich fest- 
gesetzten HÖCHSTPREISE, welche in der Rubrik „Anmerkung“ ausdrücklich als Höchstpreise bezeichnet 
sind, dürfen unter keinen Umständen überschritten werden und bildet ihre Überschreitung an und für 
sich eine strafbare Handlung u. zw. ohne Rücksicht auf Einkaufskosten und Spesen, 


Vom Kreiskommando als angemessen erkannter 
höchster Preis 


WARE GROSSHANDEL KLEINHANDEL Anmerkung 
Gewichts- | Gewichts- 
| a a RI RR |Kk 
Fleisch-, Selch-, Fett- und 
Wurstwaren: 
Rindfleisch mit Knochen . | 1 Pud- 56) —|20)36| 1 Pfund | 1160] — 58 
5 ohne Knochen 5 A Beer ben 5 1| 70| — 62 
Lungenbraten En, ; $ e = 1| 901 ---- 169 
Kalbfleisch . ; : ; i 48| —| 17| 46 S AO a 
Schaffleisch . „..186/ —[13| 10 s 1| -- | — 36} 
Schweinefleisch . t ; 5 | 80| — | 29| 09 5 2| 20] —- [80 
Selchfleisch . A : : = 1 10. = 401 — x 3| —| 1109 
Grüner Speck ; ; 5 I 110) —| 40| — A 2| 90| 105% 
Schmeer ; : ; = | 100| — | 36| 36 5 2,80] 1102 
geräucherter Speck i a | 125| — | 45| 45 5 3150]. 1127 
Schweineschmalz . F i 5 125! — | 45| 45 = 8150| 1127 
gew. Wurst . 3 į i 5 — | —| — 3 2| 50| — 91 
Krakauer Wurst . t ; | | — > 21 80| 1/02 
Presswurst . E i : 5 —|—|—— 5 2| 60| —- 943 
Schinken : ; i ; A —_—|-|1—-|— 5 3/60| 1/31 
Aufschnitt gemisch ; ; 5 I—1—-1-—|- = 3/—| 11/09 
Leberwurst . i i ; s — | —| —| — = 2| 60| — 944 
Geflügel, Fische: 

Gänse, lebend ; : : | 1 St. ca | -6 50| 2136 
Truthahn lebend . 1 ; 1 St. ca | 15| —| 5453 
Enten lebend 3 2 $ |1 St.ca | 4) —| 1146 
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Vom Kreiskommando als angemessen erkannter 


WARE 


GROSSHANDEL 
Gewichts- | 
a e 
Hühner | 
Karpfen 5 ; 1 Pud 45| —| 16 
Hechte 5 m : ; = | 50| -=| 18 
Mahl- u. Schalprodukte Brot: | 
Weizenkochmehl (80%) . 1 Pud | 9/60| 3 
Roggenbrotbackmehl . 5 r | 8144| 3 
Kartoffelwalzmehl . ; ; = 1250| 4 
Weizengries . \ 5 [10| —| 3 
en (Graupen) gross Ä 5 12! —| 4] 
> klein . 3 | 12| 80| 4 
Eiee: i ; : A t s | 8150| 3 
Roggenbrot . | 
Gemischtes Brot | 
Hülsenfrüchte: | 
Erbsen (ganz) 1 Pud 20 60| 7 
Fisolen : ; ; » ‚17 —| 6 
Bohnen ; ` ; 2 5 17 —| 6 
Milch, Molkerei-Produkte, | 
Eier: | 
Viollmileh (mind. 2 Fettgehalt) 1Eimer | 4 —| ı 
Magermilch . = ERST) Dat 
Topfen Kae en 
Tischbutter N | RR) E 
Kochbutter | 9 
Eier (frisch) a 
Spezereiwaren, Gewürze: | 
Kaffee (roh) . E 
Kaffee (gebrannt) . | 
Zucker raff. . | 
5 nichtraff. | 
Tee | 
Kakao . 
Schokolade (gewöhnlich) 
Tafelsalz weiss 
Pfeffer (ganz) 
Pfeffer an 
Kümmel 
Essig . 1 Eimer | 8 50| -3 
Essigessenz 80% 5 


höchster Preis 
KLEINHANDEL 


| Gewichts- 

k. einheit | K/h/R 

4 1 St, ca | 2| 50| — 

36 | 1 Pfund 11 80| — 

18 : {| 90| — 

49 | 1 Pfund | — | 26| — 

07 > — | 23| — 

55 5 — | 34| — 

64 s —| 27| — 

3% $ — | 85| — 

654 = —| 37| — 

09 = — | 24| — 

5 — | 21| — 

| ” ze 
| 

49 | 1 ‚Pfund | — | 69| — 

18 = 50] -— 

‚18 A — | 50| — 
| 
| 

46 ie] — | 34| — 

02 Fi — | 24| — 

— I 1 Pfund | — | 46| — 

= > MEBO — 

= = RESON = 

1 Stak | 

1 Pfund | 5/50| 2 

x 6| 50| 2 

n TE S0 

| » =] COES 

| » | 8 perez 2 

; 6|—| 2 

” 6| TEL 2 

” Ges | 12| — 

» T: = 

z 7 | 50| 2 

WEST) 1 | 50 7 

09 el — | 80| — 

A T| —]| 2 

| | 


Anmerkung 


| Monopol 
Höchstpreis 


Höchstpreis 
Höchstpreis 


b. Händler 
b. Produzenten 


Monopol 
j Höchstpreis. 


Hö chstpreis 
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höchster Preis 


‘Vom Kreiskommando als angemessen erkannter 


WARE GROSSHANDEL KLEINHANDEL Anmerkung 
ewichts- i = 
| em | e |a [r e [re Ta Re 
en a a A 
Gemüse nach Jahreszeit: | 
| | | : 
Kartoffel 1 Pud 1:| 501 — 1544| 1 Pfund | — | 05} — 02 
Frisches Kraut 1Schock | 8] —| 290 | 1 Kopf | — | 14] — 054 
Sauerkraut 1 Pud |11| —ļ| 4— | 1 Pfund | -- | 35| — 13 
Kohl . ; =e a Kopf | -1 10- 04 
Gelbe Rüben 5 4| —} 11454] 1 Bündel | — | 06| — 02: 
Rote Rüben . ; x 4 —| 1/453| 1 Stück | — | 08] — 01 
Zwiebel x 10| —| 31634 1 Pfund | -—- | 30| — |11 
Knoblauch | S 50| — 191 
Kreen . = — | 25| — 09 
Petersile 5 — | 10| — 04 
Sauerampfer . 5 — | 10| — 04 
Salat: 1 Kopf | — | 05| — 102 
Rettich 1 Bündel | — | 06| — 102 
Pilze 1 Pfund  — | 30| — 11 
Gurke . ; 1 Schock | 2| —| — 73 | 1 Stück | —' 04| — 014 
Spargelfisolen 1 Pfund | — | 30| -- 11 
Paradiesäpfel % — | 20| — 074 
Obst u. Obstkonserven: 
Pflaumen En 1. Pud 5| —| 1/8241 1 Pfund | — | 15| — 054 
Pflaumen (gedörrt) = 5 — | 80| — 29 
Pflaumenmuss ; i 1| 301 — |474 
Orangen 1 Stück | — | 30| — 111 
Zitronen A —| 141 — |05 
Äpfel 1 Pud | 5) —| 1/824| 1 Pfund | — | 15| — [054 
Birnen . 5 6| 50| 2136 = — | 20| — 1074 
Getränke: 
Tischwein . — ll el 3! —| 1/09 
Bier 1 Eimer | 7| 50| 21734 5 — | 80| — 129 
Branntwein 5 68| — | 24 |724 3 6| 50| 2136 
Rum u 74 | — | 26 91 $ T| —]| 21544 
Sodawasser 5 — | 20| — 074 
Schlachtvieh: 
Ochsen Lebend. Gew. | 1 Pud |40 —| 1455 
Stiere ME ; 5 5 38| — | 13 814 
Kühe . ; A 2 36) — | 1310 
Jungvieh (Beinviech) _. = 32| — | 111633 
Kälber . ; ; ; 5 26| —| 9/50 
Schweine 2 58; — | 2109 
Schafe . 5 22| — | 8ı— 
Futterartikel: 
Heu gepresst 1 Pud 1:| 321 —.148 Höchstpreis 
„ Uungepresst 3 1) 161 — 424 Höchstpreis 
Stroh gepresst 5 er JEN Höchstpreis 


p 
$ 


Stroh neopren 
y lang . 

Futterrüben p 

Zuckerrüben . 

Kleie 

Getreide, als menschliche Nah- 
rung nicht, jedoch als 
Tierfutter noch ESS En] 

Ölkuchen £ 

Pferdebohnen 3 

Malzkeime für Futter 

5 „ Industrie 

Wicke . 

Möhren 

Futtererbsen 


Beheizungs- Beleuchtungs- 
& Reinigungs- Material: 


Brennholz hart 
c weich 
Steinkohle 
Koks 
Petroleum 
Brennspiritus 
'Zündhölzchen 500 Pakete à al Schachtel 
Parafinkerzen s 
mit 309/0 Fettgehalt 

Seife p mit 40/0 Fettgehalt 

; mit 50/0 Fettgehalt 
Kristallsoda . 
"Waschpulver 


Es ist verboten, die Bezahlung der Waren ausdrücklich in 


Kurs: 1 R.—2 K 75 h. 
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Vom Kreiskommando als angemessen erkannter 2 
höchster Preis : 
“ GROSSHANDEL _ KLEINHANDEL ` | Anmerkung 
Gewichts- Gewichts- 
Ee Te 
x — | 68 | = |244 | Höchstpreis > 
5 1| — | — 364 Höchstpreis 
5 2|25| — 82 Höchstpreis 
5 4| 10| 1149 Höchstpreis _ 
» | 4| 25| 11544 Höchstpreis 
» AD =a g2 Höchstpreis 
» ' 1160| — 58 Höchstpreis 
| Russ. Klafter | 52| — | 18191 | 1 Pud | — | 50| — |184 
5 46| -=| 161723 ; Bel 197 
5 4| 50| 1:64 5 —| 80] — [29 
1 Pud 1| 10| — 40 a a BE 
> 7/80] 2/84 | 1 Pfund | —| 24| —l09 
1 Eimer | 15| —| 5454| 11 1| 50| — 544 
1 Kiste | 1901 — | 69109 1 Sch, | — 05| — 02 
1 Pud |70| —|25 45 | 1 Pfund 1| 90] — 69 
5 55| —| 20|— ; 1150| — 544 
7 70| — | 25|48 i EE 
z 85| — | 30191 N 2| 50| — 91 
3 6| 50| 21364 i = 20—074 
4 33| 50| 12/18 A be ie, 


russ. Geld zu verlangen. 


ZUR BEACHTUNG! Wer für Gegenstände des allgemeinen Bedarfes ungerechtfertigt hohePreise verlangt, 


Vorräte verheimlicht, verbirgt oder verleugnet oder Handlungen irgendwelcher Art 


begeht, die eine Erhöhung der Preise für Gegenstände des allgemeinen Bedarfes zur 


Folge haben sollen, macht sich des Vergehens der Preistreiberei schuldig und wird 


im Sinne der Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 15, September 1915 


Ne 38. (Verordnungsblatt, —Bl. IX Stück) vom Gerichte mit Geldstrafen bis zu 


20000 Kr. oder Arrest bis zu 1 Jahre bestraft, wobei neben der Freiheitsstrafe auch 


Geldstrafe bis zu 20000 Kr. verhängt sowie Gewerbeverlust und Konfiskation der 


Warenvorräte ausgesprochen werden kann, 
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282. 


Verzeichnis über die beim Militärgerichte des Kreiskommandos in Kielce wegen Preistreiberei 
abgeurteilten Personen. 


Vor- und Zuname des 


Laufende 
Zahl 


Tage 


Urteiles 


Ausmass der Strafe 


A z : 4/8. 800 K event. Arreststrafe in der Dauer 

i W en Rudcezyfiski aus Kielce 1916. © vom 80 Tagen. 
2.| Szlama Cymermah aus Kielee iS 2000 K en der Dauer 
3. | Chana Gotfryd aus Kiele Bes un Be en, 
4, Szamsza Strossberg aus Kielce ir 1500 E nT dba 
5 Jehuda Saurampf aus Dąbrowa WB. je 1300 K event. Kerkerstrafe in der Dauer 

; und Josek Kohn aus Kielce 1916. von 4 Monaten 
| er Me ans Kico: 2 700 K we in der Dauer 
7. | Icek Naworski aus Daleszyce nei 0 E u re 

283. Berichtigung. 


Kundmachung betr. Lederhandel. 


Auf Grund MGG. Befehl R. S. M 82278 
ist die Überfuhr von Kreis zu Kreis, sowie die 
Einfuhr aus dem Zollauslande für Leder jeder 
Art gleichgültig ob militärbrauchbar oder nicht, 

. verboten und ausschliesslich der Rohstoffzen- 
trale des Militärgeneralgouvernen!ents vorbe- 
halten. 

Überfuhrs- oder Einfuhrsbewilligungen sind 
bei der Rohstoffzentrale des Militärgeneral- 
gouvernements in Lublin schriftlich einzuholen. || 


Der k. u. k. 


Die in deutscher Ausgabe des Amtsblattes 
XII. Stück M 234 vom 15. August 1916 erfolgte 
Kundmachung wird wie folgt berichtigt: 


Der erste Absatz des $ 12 der genannten 
Kundmachung (Strafbestimmungen) lautet: 


Übertretungen dieser Vdg. oder einer auf 
Grund derselben. erlassenen Vorschrift werden 
vom Kreiskommando, soferne die Handlung 
nicht unter eine strengere Strafbestimmung fällt, 
mit Geldstrafen bis K 5000—oder mit Arrest bis. 
zu 6 Monaten bestraft. 


Kreiskommandant 


KOSTELLEZKY m. p. 


Druk. ST. SWIECKI, KIELCE. 


Oberst. 


== Mustet=T. 


 INFÜRMATIUNSBUGEN 


in den Familienangelegenheiten. 


Familienname | $ 


Die Namen der Minderjährigen, 
deren Alter oder Geburtstag, Beschäf- 
tigung und Aufenthaltsort. 

(ehelichen oder unehelichen Her- 


kommens). | 


un 

a 

Pe 

Name und Vorname, Beschäfti- | > 

. N 
gung, Familienstand (Witwer, Witwe, | © | 

wieder verheiratet). D 

(f ist gestorben). BE 

= 

— 

> 

| a 

E 
Name und Vorname, Beschäfti- X | 
gung, Aufenthaltsort des nächsten Ver- 7 |! 

wandten und Verschwägerten, Grad © 

der Verwandtschaft bzw. Schwäger- | | $ Br = 

schaft, der nächsten Verwandten und  „ | 
- Verschwägerten der Kinder (z.B. der | £ | 
Grosseltern, Brüder, u. s. w.) von der | = | 
. | | 
Seite. E | 

> 


Lebt eine Grossmutter der Kinder? 

Ihr Name und Vorname. 

(Witwe, verheiratet) Aufenthalts- 
ort? 


Familienname 


Wer beschäftigt sich mit: der.Er- 


ziehung der Kinder? 


Hat des Minderjährige ein Vermö- 
gen und wer hat es ihm überlassen, wo- 
rin besteht es (allgemein) und wer ist 


-~ der Verwälter? 


Ist das Inventar vorhanden, oder 
andere Vorkehrungen zur Sicherstel- 
. lung getroffen worden? 
(z. B. die Erlegung des Bargeldes 
in die Kassa). 


Ist die Vormundschaft für die Min- 
derjährigen bestellt? 
Wann, bei welchem Gerichte? 


Name des Vormunds? 


= Wenn notwendig, die Bemerkun- 


gen des Informierenden. 


fiii ai adai 


